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Einmütige Erklärung des 1. Kongresses der Industrie gewerkschaft 
Bergbau-Energie-Wasserwirtschaft  

Die sich gegenwärtig vollziehenden Veränderungen in  der gesellschaft-
lichen Entwicklung und in der Wirtschaft stellen ne ue Anforderungen an 
das Wirken einer freien unabhängigen Industriegewer kschaft.  

In der Zeit, in der sich sowohl auf politischem als  auch auf wirtschaft-

lichem Gebiet Integrationsprozesse in einem rasante n Tempo vollziehen, 

ist die Einheit der Gewerkschaftsbewegung unabdingb ares Erfordernis 

einer umfassenden, an den Bedürfnissen der Mitglied er orientierten 

Interessenvertretung.  

Deshalb erklären die Delegierten des 1. Kongresses der Industriege-
werkschaft Bergbau-Energie-Wasserwirtschaft ihren W illen zur Her 
stellung der Einheit der Industriegewerkschaft Berg bau-Energie-Wasser-
wirtschaft der DDR und der Industriegewerkschaft Be rgbau und Energie der 
BRD. Dazu gilt es folgende Zielstellungen durchzuse tzen: 

1.  Ist die Erneuerung und Demokratisierung unserer Ind ustriege- 
werkschaft von unten nach oben konsequent wieterzuf ühren. 

2.  Bekennen wir uns zu den Grundsätzen der Demokratie in Staat, 

Wirtschaft und Gesellschaft sowie zum Parlamentaris mus. 

3.  Sind wir unabhängig von allen Parteien und politisc hen 

Vereinigungen und Organisationen. 

4.   Bekennen wir uns zur Tarifautonomie, zum Strei krecht und zur 

Koalitionsfreiheit.  
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5.  Treten wir für Arbeitnehmervertretungen in den Betr ieben ein, 
die von den Belegschaften gewählt werden. 

6.  Ist die strukturelle Einheit und Geschlossenheit de r Industriege- 
werkschaft Bergbau-Energie-Wasserwirtschaft der DDR  zu erhalten 
und unter diesem Aspekt einen Konsens für das Zusam menwachsen in 
eine einheitliche Industriegewerkschaft mit der Ind ustriegewerk- 
schaft Bergbau und Energie der BRD zu finden. 

Die Anerkennung und konsequente Durchsetzung der Gr undsätze ist Voraus-
setzung, die Einheit der Gewerkschaftsbewegung unte r den Bedingungen des 
friedlichen Zusammenwachsens beider deutscher Staat en zu vollziehen.  

Das erfordert:  

-  Die Bildung einer gemeinsamen Kommission beider Hau ptvorstände zur 
Herausarbeitung der Grundlagen für die Zusammenführ ung. 

-  Die Schaffung von Organisationsformen und Bedingung en für die Zu- 
sammenführung auf der Basis einer breiten Interesse nvertretung auf 
allen Gebieten. 

-  Die Koordinierung der Schulungs- und Bildungsaktivi täten unter den Be- 
dingungen der Zusammenführung. 

-  Die kontinuierliche Information der Mitglieder beid er Industriegewerk- 
schaften über die schrittweise Verwirklichung der P rozesse der Zu- 
sammenführung. 

Bei der gemeinsamen Gestaltung dieser Arbeit ist st ets von der Interessen-
lage der Mitglieder in beiden Organisationen auszug ehen.  

Der Kongreß beauftragt den zu wählenden Geschäftsfü hrenden Vorstand, a l le  
Aktivitäten ohne Zeitverzug einzuleiten und die Arb eit zur Zusammen  
führung zu organisieren.  


